Preußiſche Ge et ammlung 


ERBE Nr. 12. Enge 
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(Nr. 10880.) Verordnung über die Einführung des Geſetzes, betreffend die Zulaſſung einer 
Verſchuldungsgrenze für land- und forſtwirtſchaftlich genutzte Grundſtücke, 
vom 20. Auguft 1906 (Geſetzſamml. S. 389) in Oſtpreußen und einem 
Teile von Weſtpreußen. Vom 23. März 1908. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen auf Grund des § 15 des Geſetzes, betreffend die Zulaſſung einer Ver⸗ 
ſchuldungsgrenze für land- und forſtwirtſchaftlich genutzte Grundſtücke, vom 
20. Auguſt 1906 Geſetzſamml. S. 389), was folgt: 

Das vorbezeichnete Geſetz tritt in der Provinz Oſtpreußen ſowie in den 
zum Kreiſe Roſenberg gehörigen ehemaligen Erbhauptämtern Schömberg und 
Deutſch Eylau der Provinz Weſtpreußen am 15. März 1908 in Kraft. 

Für dieſes Geltungsgebiet wird: 

1. als die für die Ausführung des Geſetzes zuſtändige Kreditanſtalt die 

Oſtpreußiſche Landſchaft, 
2. als der in den Fällen der §§ 9, 11 des Geſetzes zuſtändige Kommiſſar 
der Ober-Präſident der Provinz Oſtpreußen 
beſtimmt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin im Schloß, den 23. März 1908. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. 
Frhr. v. Rheinbaben. Delbrück. Beſeler. Breitenbach. 
v. Arnim. v. Moltke. Holle. Sydow. 
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Ausgegeben zu Berlin den 8. April 1908. 


(Nr. 10881.) Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Verwaltungsordnung für die Königlich 
Preußiſchen Zollbehörden. Vom 15. Januar 1908. 


Auf Ihren Bericht vom 6. d. M. beſtimme Ich, daß die durch die Ordre 
vom 5. Juli 1823 genehmigte Inſtruktion für die Provinzialſteuerdirektoren 
durch die in der Anlage zurückfolgende Verwaltungsordnung für die Königlich 
Preußiſchen Zollbehörden erſetzt wird. 5 
Zugleich ermächtige Ich Sie, künftig erforderlich werdende Anderungen an 
dieſer Ordnung vorzunehmen, inſoweit ſie nicht grundſätzlicher Natur ſind. 
Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetzſammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 15. Januar 1908. 


Wilhelm. 


Frhr. von Rheinbaben. 
An den Finanzminiſter. 


Verwaltungsordnung für die Königlich 
Preußiſchen Zollbehörden. 


ST 

Die Verwaltung der Zölle und der indirekten Reichs⸗ und Landesſteuern 
erfolgt unter der oberen Leitung des Finanzminiſters durch die Königlichen Ober⸗ 
zolldirektionen. 

Den Oberzolldirektionen find die Stempel⸗ und Erbſchaftsſteuerämter ſowie 
die Hauptzollämter nebſt den unteren Hebeſtellen und den Beamten des örtlichen 
Aufſichtsdienſtes unterſtellt. 

§ 2. 

1. Die Oberzolldirektionen führen innerhalb des ihnen zugeteilten Bezirkes 
die Geſchäfte mit den den Provinzialbehörden zuſtehenden Rechten und Pflichten. 

2. Die Oberzolldirektionen find dem Finanzminiſter unmittelbar unterſtellt 
für ihr Verhältnis zu den Oberpräſidenten bleiben die Beſtimmungen im § 4 
der Inſtruktion für die Oberpräfidenten vom 31. Dezember 1825 (Geſetzſamml. 
von 1826 S. 1) maßgebend. 

3. Der Sitz der Oberzolldirektionen wird vom Könige beſtimmt. Die 
Abgrenzung der Bezirke im einzelnen iſt dem Finanzminiſter überlaſſen. 5 


$ 3. 

1. Die Oberzolldirektionen beſtehen aus dem Präſidenten, den mit der 
ſtändigen Vertretung des Präſidenten beauftragten Mitgliedern (Oberregierungs⸗ 
räten) und der erforderlichen Zahl von weiteren Mitgliedern. Der Präſident 
wird vom König ernannt. 

2. Die Präſidenten ſind befugt, nach näherer Beſtimmung des Finanz⸗ 
miniſters ihre ſtändige Vertretung durch die Oberregierungsräte ohne Einſchränkung 
auf Fälle der Abweſenheit oder Behinderung zu regeln und den übrigen Mit⸗ 
gliedern dauernd, den Hilfsarbeitern zeitweiſe beſtimmte Geſchäfte zur ſelbſtändigen 
Erledigung zu übertragen. 

5 3. Für die Verbindlichkeit der von den Oberzolldirektionen abzugebenden 

ſchriftlichen Erklärungen genügt die Unterſchrift des Präſidenten oder eines Mit⸗ 

lieds. f 
; 4. Jede Geldanweiſung ift von dem bei der Oberzolldirektion angeſtellten 
Rechnungsdirektor oder einem anderen mit Genehmigung des Finanzminiſters für 
beſtimmte Geſchäftszweige hierzu ermächtigten Bureaubeamten der Oberzolldirektion 
mitzuzeichnen. 
§ 4. 


1. Die Präſidenten ſind, ſoweit nicht auf Grund beſonderer Beſtimmungen 
die Haftung andere Beamten trifft, verantwortlich für die ordnungsmäßige und 
wirtſchaftliche Erledigung der Aufgaben der Oberzolldirektion, für die Regelung 
des Geſchäftsganges, für die ſachgemäße Verteilung der Geſchäfte und für alle 
Verfügungen und Erklärungen, die ſie zeichnen. 

Die gleiche Verpflichtung tragen die Mitglieder und Hilfsarbeiter hinſichtlich 
der ihnen zur ſelbſtändigen Erledigung überwieſenen Geſchäfte. Hinſichtlich der 
übrigen ihnen zugewieſenen Geſchäfte ſind ſie für die ſachgemäße und rechtzeitige 
Bearbeitung verantwortlich. 

2. Die Präſidenten der Oberzolldirektionen ſind befugt, die ihnen unter⸗ 
ftellten Beamten bis zur Dauer von ſechs Wochen zu beurlauben. 

Die Beurlaubung des Präſidenten erfolgt durch den Finanzminiſter, der 
auch die weiteren Beſtimmungen über die Selbſtbeurlaubung des Präſidenten 
und längere Beurlaubung der übrigen Beamten regelt. 

3. Die Mitglieder der Oberzolldirektion bilden für nachſtehende Angelegen⸗ 
heiten eine Spruchbehörde, deren Beſchlüſſe nach unbedingter Stimmenmehrheit 
mit der Maßgabe gefaßt werden, daß bei gleicher Stimmenzahl die Stimme des 
Vorſitzenden den Ausſchlag gibt: 

a) für die Entſcheidung in Difziplinarſachen, in denen die Provinzial 

behörden die entſcheidende Diſziplinarbehörde erſter Inſtanz find; 

b) für die Kündigung der nur auf Zeit oder Widerruf angeſtellten Be⸗ 

amten, wenn die Entlaſſung wegen mangelhafter Führung unfreiwillig 
erfolgen ſoll. a 
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4. Über die Erledigung aller andern zu dem Geſchäftsbereiche der Ober⸗ 
zolldirektionen gehörigen Angelegenheiten beſtimmen die Präſidenten oder ihre 
Vertreter ſelbſtändig nach den von dem Finanzminiſter zu erteilenden Geſchäfts⸗ 
anweiſungen. 

5. Für die Bearbeitung der nicht nach Abſ. 3 zur Zuſtändigkeit der 
Spruchbehörde gehörigen Sachen hat der Präſident vorbehaltlich der von dem 
Finanzminiſter erteilten Anweiſungen einen Geſchäftsplan aufzuſtellen. Dem 
Präſidenten bleibt es überlaſſen, die Sachen zu beſtimmen, die er ſich zur Be⸗ 
arbeitung vorbehalten will, und im einzelnen Falle Ausnahmen von dem Ge— 
ſchäftsplane zu machen. f 


§ 5. 

1. Die Oberzolldirektionen haben die richtige Anwendung und Ausführung 
der in ihr Bereich fallenden Geſetze innerhalb ihres Verwaltungsbezirkes zu über: 
wachen ſowie ferner alle hierzu erforderlichen Anordnungen zu treffen, infordeit 
nicht dieſe Befugnis in den Geſetzen oder Ausführungsbeſtimmungen der oberſten 
Landesfinanzbehörde vorbehalten iſt, oder der Finanzminiſter ſie ſich im Einzel— 
falle vorbehält. 

2. Die Oberzolldirektionen entſcheiden über die Beſchwerden, die gegen die 
Verfügungen und Anordnungen der Stempel- und Erbſchaftsſteuerämter und 
der Hauptzollämter oder der ihnen unterſtellten Amtsſtellen und Beamten erhoben 
werden, vorbehaltlich der weiteren Beſchwerde an den Finanzminiſter. 

3. Die Oberzolldirektionen vertreten in allen Angelegenheiten ihres Ge— 
ſchäftsbereichs den Staat in vermögensrechtlicher Beziehung, ſo daß ſie durch ihre 
Rechtshandlungen, Verträge, Vergleiche, Anerkenntniſſe, Verzichtleiſtungen uſw. 
für den Staat Rechte erwerben oder aufgeben und Verpflichtungen übernehmen 
können. Sie find befugt, alle in ihrem Geſchäftsbereich entſtehenden Nechts- 
ſtreitigkeiten ohne Anfrage nach ihrer pflichtmäßigen Überzeugung anhängig zu 
machen oder ſich darauf einzulaſſen und ſie bis zum Ende fortzuführen oder 
aufzugeben. 

4. Der Umfang, in dem die Oberzolldirektionen ſelbſtändig Verträge ab— 
ſchließen dürfen, wird vom Finanzminiſter beſtimmt. 

5. In wichtigeren Bauſachen hat die Staatsbauverwaltung die Entwürfe 
und Koſtenanſchläge nach dem von der Oberzolldirektion entworfenen Bauprogramm 
auszuarbeiten und die Bauten bis zur Koſtenberechnung auszuführen. Welche 
Bauſachen in dieſer Beziehung zu den wichtigeren zu zählen ſind, wird von dem 
en im Einvernehmen mit dem Miniſter der öffentlichen Arbeiten be 

immt. 

6. Herauszahlungen und Vergütungen auf erhobene Einnahmen ſowie 
die Niederſchlagung zum Soll geſtellter Einnahmebeträge kann die Oberzolldirek— 


tion verfügen, wenn der Anſpruch darauf in den Geſetzen oder in den dazu er⸗ 
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laſſenen Verwaltungsvorſchriften begründet iſt. Weitergehende Befugniſſe können 
den Oberzolldirektionen auf Grund befonderer Ermächtigung von dem Finanz⸗ 
miniſter beigelegt werden. 

7. Die Befugnis der Oberzolldirektion zur Verwendung der etatsmäßigen 
Ausgabemittel und der etatsmäßigen Beamtenſtellen, zur Anſtellung, Verſetzung 
und Entlaſſung von Beamten und zur Regelung der Beſoldungsverhältniſſe wird 
vom Finanzminiſter beſtimmt. Bei Stellenerledigungen und beſonderen Vor⸗ 
kommniſſen hat die Oberzolldirektion nötigenfalls vorläufige Anordnungen zu treffen, 
damit die Geſchäfte gehörig wahrgenommen werden können. 

8. Die Befugniſſe der Oberzolldirektion zur Niederſchlagung und Milderung 
der Strafen in Zoll- und Steuerſachen regeln ſich nach beſonderer Allerhöchſter 
Ermächtigung. 


§ 6. 
Bei der Ordnung des Geſchäftsganges der Oberzolldirektionen iſt durch An⸗ 
weiſung des Finanzminiſters dafür zu ſorgen, daß der Oberpräſident von den 
wichtigeren Sachen Kenntnis erhält. 


rk 
Die zur allgemeinen Bekanntmachung geeigneten Verfügungen ſind in den 
Amtsblättern der Regierungen zu veröffentlichen. 


§8. 

1. Die örtliche Ausführung der Zoll- und Steuergeſetze und die örtliche 
Aufſicht über deren Befolgung wird von den Stempel- und Erbſchaftsſteuer⸗ 
ämtern und den Hauptzollämtern wahrgenommen. Den Hauptzollämtern ſind 
die unteren Hebeſtellen und die Beamten des örtlichen Aufſichtsdienſtes unterſtellt. 

2. Sitz und Bezirk der Stempel⸗ und Erbſchaftsſteuerämter und der 
Hauptzollämter wird von dem Finanzminiſter beſtimmt. 

3. Die Vorſteher der Stompel- und Erbſchaftsſteuerämter find zugleich 
Mitglieder der Oberzolldirektion. 

§ 9. 
5 1. Die Vorſteher der Stempel- und Erbſchaftsſteuerämter und der Haupt⸗ 
zollämter haben innerhalb ihres Geſchäftsbereichs den Dienſt nach den vom 
Finanzminiſter zu erlaſſenden Dienſt⸗ und Geſchäftsanweiſungen und nach den 
W der Oberzolldirektion ſelbſtändig und unter eigener Verantwortung 
zu leiten. 

2. Den Vorſtehern der Stempel⸗ und Erbſchaftsſteuerämter und der 
Hauptzollämter und anderen Dienſtvorſtehern kann von dem Finanzminiſter die 


Befugnis zur Ausſtellung von Kaſſenanweiſungen, zur Beurlaubung der unter⸗ ; 
ftellten Beamten und zum ſelbſtändigen Abſchluſſe von Verträgen erteilt werden. 


3. Die den Vorſtehern der Stempel- und Erbſchaftsſteuerämter und der 
Hauptzollämter zuſtehenden Befugniſſe zur Niederſchlagung und Milderung der 
Strafen in Zoll⸗ und Steuerſachen werden auf Grund beſonderer Allerhöchſter 

Ermächtigung vom Finanzminiſter beſtimmt. 


§ 10. 


1. Die für die Verwaltung der Zölle und indirekten Steuern anzu⸗ 
nehmenden Perſonen werden nach den vom Finanzminiſter feſtzuſtellenden Grund⸗ 
ſätzen in dem Verhältnis unmittelbarer Staatsbeamten angeſtellt oder auf Grund 
eines Dienſtvertrags beſchäftigt. Die Anſtellung kann zunächſt auf Probe oder 
auf Kündigung erfolgen. 

2. Der Verleihung etatsmäßiger Stellen hat die Erfüllung der vor⸗ 
geſchriebenen Bedingungen, beſonders die Ablegung der vorgeſchriebenen Prüfungen, 
voranzugehen. Bis zur etatsmäßigen Anſtellung werden die Beamten, ſoweit 
nicht Ausnahmen durch den Finanzminiſter angeordnet find, gegen feſte, monat- 
lich zu zahlende Entſchädigungen beſchäftigt. 

3. Diener, Schiffer, Matroſen und andere Unterbeamte in ähnlicher 
Stellung werden nur im Kündigungsverhältnis etatsmäßig angeſtellt. Die An⸗ 
ſtellung auf Kündigung kann für dieſe Beamten nach Beſtimmung des Finanz⸗ 
miniſters in eine unkündbare Anſtellung umgewandelt werden, wenn der Beamte 
eine etatsmäßige Stelle bekleidet und ſein Amt wenigſtens fünf Jahre in be 
friedigender Weiſe verſehen hat. 


§ 11. 


1. Die Anſtellung als Mitglied einer Oberzolldirektion ſetzt neben der 
geſetzlich erforderlichen Befähigung für den höheren Juſtiz⸗ oder Verwaltungs⸗ 
dienſt die Erfüllung der von dem Finanzminiſter zu ſtellenden beſonderen Be⸗ 
dingungen voraus. 

2. Die Beſetzung der Beamtenſtellen, die nach den beſtehenden Vorſchriften 
Zivilanwärtern verliehen werden können, erfolgt nach den über die Annahme von 
Zivilſupernumeraren überhaupt und der für die Verwaltung der Zölle und in— 
direkten Steuern von dem Finanzminiſter beſonders erlaſſenen Beſtimmungen. 

3. Für die Beſetzung der Beamtenſtellen, die den Militäranwärtern oder 
den Inhabern des Anſtellungsſcheins ausſchließlich oder teilweiſe vorbehalten ſind, 
bleiben die über die Verſorgung der Militäranwärter und der Inhaber des An- 
ſtellungsſcheins erlaſſenen allgemeinen Vorſchriften maßgebend. 

4. Wenn auf die hierfür vorgeſchriebene Weiſe feſtgeſtellt iſt, daß für die 
den Militäranwärtern und den Inhabern des Anſtellungsſcheins vorbehaltenen 


Stellen geeignete verſorgungsberechtigte Anwärter nicht vorhanden ſind, oder daß 


es für die Beſetzung der den Zivilanwärtern zugänglichen Stellen an Erfah dieſer 
Art fehlt, ſo können nach der Beſtimmung des Finanzminiſters auch andere Be⸗ 
werber zur Anſtellung zugelaſſen werden. 5 i 

5. Die Beſetzung der Beamtenſtellen, für die es einer beſonderen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen oder techniſchen Vorbildung bedarf, wird durch die von dem Finanz 
miniſter hierüber zu erlaſſenden Vorſchriften geregelt. 5 

6. Die bei der Verwaltung der Zölle und indirekten Steuern anzuftellenden 
Beamten dürfen beim Eintritt in den Dienſt das vierzigſte Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben. Ausnahmen unterliegen der Genehmigung des Finanzminiſters. 


§ 12. 

Die Regelung der Vorausſetzungen für die Anſtellung und Beförderung 
der Beamten, der Amtsbezeichnung der Beamten, deren Ernennung der Aller⸗ 
höchſten Beſtimmung nicht unterliegt, die Ordnung des Prüfungsweſens, die 
Beſtimmung über die Verpflichtung zum Tragen einer mit Königlicher Ge⸗ 
nehmigung eingeführten Dienſtbekleidung und alle übrigen, die Rechte und Pflichten 
der Beamten betreffenden allgemeinen Vorſchriften bleiben, ſoweit fie nicht geſetz⸗ 
lich geregelt ſind, der Beſtimmung des Finanzminiſters vorbehalten. 


833. 


1. Dieſe Verwaltungsordnung findet auf alle preußiſchen Gebietsteile An⸗ 
wendung, ſoweit nicht durch geſetzliche Vorſchriften oder durch beſtehende Staats⸗ 
verträge Abweichungen bedingt werden. Sie findet auch Anwendung auf nicht⸗ 
preußiſche Gebietsteile, in denen durch Staatsvertrag die Erhebung der Zölle und 
indirekten Steuern preußiſchen Behörden übertragen iſt. 

2. Die Verwaltung der Zölle und indirekten Steuern in den Hohen— 
zollernſchen Landen wird von dem Finanzminiſter mit der Maßgabe geregelt, daß, 
ſolange die Aufficht über die Zölle und indirekten Steuern in Hohenzollern einer 
Oberzolldirektion noch nicht zugewieſen iſt, die nach dieſer Verwaltungsordnung 
den Oberzolldirektionen zugeteilten Geſchäfte von der Königlichen Regierung in 
Sigmaringen wahrgenommen werden. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetzſamml. S. 357) find 
bekannt gemacht: 

1. das am 25. Januar 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft Broloſt zu Broloſt im Kreiſe Gerdauen durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 10 S. 71, ausgegeben 
am 5. März 1908, 


der Allerhöchſte Erlaß vom 28. Januar 1908, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an den Reichs-Militär⸗Fiskus für die Ausführung 
des Lazarettneubaues der Militär⸗Knabenerziehungsanſtalt in Annaburg, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Merſeburg Nr. 11 S. 71, 
ausgegeben am 14. März 1908; 


3. das am 8. Februar 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Genoſſen⸗ 


ſchaft zur Regulierung der Radüe und des unteren Schwarzbachs zu 
Köslin durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Köslin Nr. 11 
S. 69, ausgegeben am 12. März 1908; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 12. Februar 1908, betreffend die Genehmigung 


der Anderung des für das Stolper Departement der Pommerſchen Land⸗ 
ſchaft geltenden Beleihungstarifs, durch die Amtsblätter 
der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 11 S. 75, ausgegeben am 
13. März 1908; 
der Königl. Regierung zu Köslin Nr. 11 S. 69, ausgegeben am 
12. März 1908, und 
der Königl. Regierung zu Stralſund Nr. 11 S. 56, ausgegeben am 
12. März 1908, 


der am 15. Februar 1908 Allerhöchſt vollzogene dritte Nachtrag zu dem. 


Statute für die Schwetzkau-Deutſch Wilker Entwäſſerungsgenoſſenſchaft 
im Kreiſe Liſſa durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Poſen 
Nr. 11 S. 127, ausgegeben am 17. März 1908; 


das am 15. Februar 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drai⸗ 


nagegenoſſenſchaft zu Großeneder im Kreiſe Warburg durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Minden Nr. 12 S. 65, ausgegeben am 
21. März 1908; 


das am 17. Februar 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 


wäſſerungsgenoſſenſchaft Lehmanen zu Lehmanen im Kreiſe Ortelsburg 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Allenſtein Nr. 12 S. 73, 
ausgegeben am 18. März 1908; 


„das am 17. Februar 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ge 


noſſenſchaft zur Entwäſſerung des Czarny-Bruches in den Kreiſen Sens⸗ 
burg und Johannisburg zu Olſchewen durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Allenſtein Nr. 13 S. 81, ausgegeben am 25. März 1908, 


das am 24. Februar 1908 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drai⸗ 


nagegenoſſenſchaft Adlig Damerau zu Adlig Damerau im Kreiſe Wehlau 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 12 S. 97, 
ausgegeben am 19. März 1908. 


Redigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 MM. 


und 1884 bis 1903 zu 2,40 J) find an die Poſtanſtalten zu richten, 


